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Übersicht  

Übersicht 
Mit dem dritten Teilprojekt im Rahmen der Evaluation der Wirkung des Gesetzes über die Informati-

on und den Datenschutz (IDG) wurde im Herbst 2016 die Erfüllung der Informationspflicht der öf-
fentlichen Organe untersucht. Dazu hat der kantonale Datenschutzbeauftragte das Statistische Amt 
beauftragt, bei ausgewählten öffentlichen Organen im Kanton Zürich eine Online-Befragung und 

parallel dazu eine Bestandesaufnahme der Webseiten durchzuführen. In die Untersuchung mit ein-
bezogen wurden alle 168 politischen Gemeinden, 72 kantonale Stellen (Ämter, Behörden, General-
sekretariate, Fachstellen, öffentlich-rechtliche Anstalten), die 61 grössten Schulgemeinden mit mehr 
als 200 Schülerinnen und Schülern und 18 Gerichte.  

Die wichtigsten Erkenntnisse aus diesen Untersuchungen werden nachfolgend thematisch zusam-
mengefasst. 

A Informationstätigkeit von Amtes wegen 

Aktive Information der öffentlichen Organe: Durchschnittlich 16 Mitteilungen pro 

Jahr 

Am häufigsten veröffentlichten grosse politische Gemeinden mit mehr als 6'000 Einwohnern aktuel-
le Informationen von allgemeinem Interesse, nämlich durchschnittlich 68 Mitteilungen pro Jahr. In 
einigem Abstand folgen mittlere und kleine Gemeinden mit 31 respektive 21 Mitteilungen. Klar unter 

20 Mitteilungen pro Jahr veröffentlichten die kantonalen Stellen, Schulgemeinden und Gerichte. Der 
Median über alle öffentlichen Organe liegt bei 16 Mitteilungen pro Jahr. Auch im Verhältnis zur Be-
sucherzahl auf der Webseite veröffentlichten die politischen Gemeinden am fleissigsten: Sie publi-

zierten 9,5 Mitteilungen pro 10'000 Besucher. Am anderen Ende der Skala liegen die grossen kan-
tonalen Stellen mit 0,4 Mitteilungen. 

Organisation der öffentlichen Organe: Informationen zum Aufbau, zu den Zuständig-

keiten und Ansprechpersonen sind vorhanden 

Die Informationen zum Aufbau, zu den Zuständigkeiten und zu den Ansprechpersonen der öffentli-
chen Organe sind nicht flächendeckend, aber doch in 98% der Fälle im Internet abrufbar. 

Verzeichnis der Informationsbestände und Hinweise auf Zugangsrecht 

Gemäss der durchgeführten Bestandesaufnahme im Internet führt nur jedes fünfte untersuchte öf-
fentliche Organ ein Verzeichnis seiner Informationsbestände auf der Webseite. Gar nur jedes achte 

öffentliche Organ (13%) weist auf seiner Webseite auf das allgemeine Recht auf Informationszu-
gang hin. 

B Zugang zu Informationen, Gesuchstellung und Interessenabwägung 

Tiefes Niveau bei der Zahl der schriftlichen Gesuche um Informationszugang  

Durchschnittlich erhielt im Jahr 2015 ein öffentliches Organ knapp sechs schriftliche Gesuche um 

Informationszugang. Darin enthalten sind auch die Schätzungen derjenigen Befragungsteilnehmer, 

welche dazu keine genaue Angabe machen konnten. Die Zahl der Zugangsgesuche ist sehr un-
gleich verteilt. So haben rund 83% der öffentlichen Organe weniger als 3 schriftliche Gesuche erhal-
ten. Grosse kantonale Stellen mit mehr als 150 Vollzeitstellen dagegen hatten im Schnitt rund 40 

Gesuche zu bearbeiten, grosse Gemeinden mit durchschnittlich 8,2 und Gerichte mit 5,4 Gesuchen 
schon viel weniger. Kaum vom allgemeinen Informationszugang betroffen waren Schulgemeinden, 
kleine und mittlere politische Gemeinden sowie kleine kantonale Stellen mit 0,3 bis 2,9 Gesuchen 

pro öffentlichem Organ. Der Anteil der schriftlichen Gesuche, die von Medienschaffenden gestellt 
wurden, beträgt 39%. Sechs Prozent der öffentlichen Organe konnten keine Angaben machen zur 
Zahl der schriftlich gestellten Gesuche um Informationszugang.  

Die Zahl der formlosen Gesuche ist etwa doppelt so hoch wie die der schriftlichen 

Die geschätzte Zahl der formlos gestellten Gesuche per Telefon oder per E-Mail liegt bei knapp 
dreizehn pro öffentlichem Organ und ist damit etwa doppelt so hoch wie die Zahl der schriftlichen 
Gesuche. 
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Die öffentlichen Organe nutzen die Möglichkeiten zur Einschränkung des Informati-

onszugangs – Aber fast jede vierte Verfügung wird angefochten 

Berücksichtigt man nur die genauen Angaben und keine Schätzungen, so wurde knapp jedes vierte 
Zugangsgesuch (23%) teilweise oder ganz abgelehnt. Auffallenderweise haben öffentliche Organe, 
welche die Zahlen zum Informationszugang lediglich geschätzt haben, mit 6% rund eine viermal 

kleinere Verweigerungsquote ausgewiesen. Die geschätzte Anfechtungsquote, das heisst der Anteil 
derjenigen formellen Verfügungen zur Zugangsbeschränkung oder -verweigerung, die von den Ge-
suchstellenden angefochten wurden, beträgt 22%. 

Wenige kostenpflichtige Gesuche für den Informationszugang, aber grosse Unter-

schiede beim verrechneten Betrag 

Lediglich 1,9% der schriftlichen Gesuche hatten für die Gesuchstellenden Kosten zur Folge. Im 

Durchschnitt wurde für ein Gesuch mit Kostenfolge 279 Franken verrechnet. Bei den öffentlichen 
Organen, welche den Anteil der Gesuche mit Kostenfolge geschätzt haben, beläuft sich dieser An-
teil auf 4,4%, mit sehr viel tieferen durchschnittlichen Kosten von lediglich 31 Franken pro Gesuch. 

C Erfahrungen und Meinungen zum Öffentlichkeitsprinzip 
Mit der Online-Befragung der öffentlichen Organe wurden unter anderem die folgenden Aspekte zur 
Umsetzung des Öffentlichkeitsprinzips abgefragt.  

- Bedeutung der einzelnen Regelungen für die Allgemeinheit: Die wichtigsten Rechte für 

die Allgemeinheit sind aus der Sicht der antwortenden öffentlichen Organe die aktive Infor-
mation der Öffentlichkeit (8,4 von 10 möglichen Punkten), der Zugang zu den eigenen Per-
sonendaten (8,3 Punkte), die Veröffentlichung von Informationen zum Aufbau der öffentli-

chen Organe (7,3 Punkte) und der Zugang zu Informationen, die bei den öffentlichen Orga-
nen vorhanden sind (6,7 Punkte). Als für die Allgemeinheit weniger wichtig beurteilt wurden 
der formlose Zugang zu Informationen mit 5,0 Punkten und die Veröffentlichung eines Ver-
zeichnisses der Informationsbestände mit 3,8 Punkten.  

- Probleme bei der Interessenabwägung: 13% der öffentlichen Organe, darunter aus-
schliesslich kantonale Stellen und grosse Gemeinden, gaben an, schon einmal mit beson-
deren Problemen bei der Interessenabwägung von Gesuchen um Informationszugang be-
troffen gewesen zu sein. 

- Erfahrungen mit dem Öffentlichkeitsprinzip: 61% der öffentlichen Organe beurteilten den 
Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips als unproblematisch. Weitere 19% finden, dass der Um-
setzungsaufwand hoch ist. Derart äusserten sich anteilsmässig rund doppelt so viele grosse 

kantonale Stellen sowie öffentliche Organe, welche mehr als 3 schriftliche oder 10 formlose 
Anfragen pro Jahr erhalten haben (37% respektive 38%).  

- Ressourcen für das Beantworten der Zugangsgesuche: 52% der öffentlichen Organe 
finden, dass genügend Ressourcen für die Beantwortung der Zugangsgesuche zur Verfü-

gung stehen. Öffentliche Organe, welche im Jahr 2015 nur wenige Zugangsgesuche erhal-
ten haben, schneiden diesbezüglich mit einem Anteil von 54% allerdings kaum besser ab 
als solche mit einer hohen Gesuchszahl. 

- Unterstützung durch die Koordinationsstelle IDG: 37% der öffentlichen Organe beurtei-

len das Angebot der Koordinationsstelle IDG (Leitfaden, Schulungen) als wichtig für den 
Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips, und 39% der öffentlichen Organe würden eigene Voll-
zugshilfen begrüssen.  

- Gesamtzufriedenheit: 46% der öffentlichen Organe sind insgesamt zufrieden bis sehr zu-

frieden mit dem Öffentlichkeitsprinzip. Hier ragen speziell die Gerichte mit einem Zufrieden-
heitsanteil von 71% und kleine kantonale Stellen mit 62% hervor. Öffentliche Organe, die 
angegeben haben, dass die Ressourcen für die Beantwortung der Zugangsgesuche nicht 

vorhanden sind, äusserten sich nur zu 35% zufrieden oder sehr zufrieden mit dem Öffent-
lichkeitsprinzip, im Gegensatz zu 58% derjenigen öffentlichen Organe, welche die verfügba-
ren Ressourcen als ausreichend beurteilten. 
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1 Einleitung 

Gemäss § 39 des kantonalen Gesetzes über die Information und den Datenschutz (IDG) vom 
12. Februar 2007 hat der Datenschutzbeauftragte des Kantons Zürichs die Aufgabe, dem Kantons-

rat über die Wirkung des Gesetzes Bericht zu erstatten. Davon ausgehend wurde das Zentrum für 
Sozialrecht der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften damit beauftragt, ein Konzept 
zur Evaluation des IDG zu erstellen («Evaluationskonzept»). Das Zentrum für Sozialrecht hat das 
Evaluationskonzept im Dezember 2012 fertiggestellt1.  

Gemäss Evaluationskonzept sollen vier Schwerpunkte geprüft werden. Mit der aktuellen Studie wird 
der dritte Schwerpunkt untersucht, die Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe. 
Evaluiert wurden die wichtigsten Bestimmungen der nachfolgend aufgeführten Gesetzestitel, wobei 

der Schwerpunkt auf dem aktiven und reaktiven Informieren lag. Das Zugangsrecht zu den eigenen 
Personendaten wurde nur als Vergleichsgrösse mit in die Untersuchung mit einbezogen. Die be-

rücksichtigten Gesetzestitel sind: 

- Titel 3: «Bekanntgabe von Informationen» 

- Titel 4: «Informationszugangsrecht und weitere Rechtsansprüche»  

- Titel 5: «Einschränkungen im Einzelfall».  

Die Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe wurde mit zwei unterschiedlichen Vor-

gehen untersucht. Zum einen wurden die öffentlichen Organe dazu eingeladen, einen Onlinefrage-

bogen zu beantworten. Zum anderen wurde eine Bestandesaufnahme der Webseiten der öffentli-
chen Organe nach vorgegebenen Gesichtspunkten durchgeführt. Dabei handelt es sich bei beiden 
Vorgehen um quantitative Messungen.  

2 Methodik 

2.1 Adressatenkreis 
Insgesamt wurden 329 öffentliche Organe in die nachfolgenden Erhebungsgruppen eingeteilt und 
für die Teilnahme an der Online-Befragung und die Bestandesaufnahme ihrer Webseiten berück-
sichtigt. Es handelt sich damit um eine Vollerhebung der definierten Erhebungsgruppen. 

a) 57 kantonale Stellen: Ämter, Generalsekretariate und Fachstellen gemäss Verordnung 

über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung (VOG RR) 

b) 4 kantonale Behörden: Datenschutzbeauftragter, Finanzkontrolle, Ombudsmann, Par-

lamentsdienste 

c) 18 Gerichte: Baurekursgericht, 12 Bezirksgerichte, Handelsgericht, Obergericht, Sozial-

versicherungsgericht, Steuerrekursgericht Verwaltungsgericht. Liste gemäss Staatskalen-
der, Ausgabe 2016/2017, Seite 338 und folgende 

d) 11 öffentlich-rechtliche Anstalten: Lehrmittelverlag, Universitätsspital, Kantonsspital 

Winterthur, Universität, Zentralbibliothek, Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaf-
ten (ZHAW), Zürcher Hochschule der Künste (ZHdK), Pädagogische Hochschule Zürich 
(PHZH), Gebäudeversicherung Kanton Zürich (GVZ), BVG- und Stiftungsaufsicht des Kan-
tons Zürich (BVS, ehemals Amt für berufliche Vorsorge und Stiftungen), Sozialversiche-
rungsanstalt (SVA). Liste gemäss Staatskalender, Seite 283 und folgende  

e) 168 politische Gemeinden  

- 51 politische Gemeinden mit weniger als 2'000 Einwohnern  
- 64 politische Gemeinden mit 2'000 bis 6'000 Einwohnern  

- 53 politische Gemeinden mit mehr als 6'000 Einwohnern  

f) 61 Schulgemeinden mit mehr als 200 Schülerinnen und Schülern 

- Primarschulgemeinden und Oberstufenschulgemeinden 
- Vereinigte Primar- und Oberstufenschulgemeinden 

                                                           
1 Kurt Pärli & Sylvie Kobi, Konzept zur Evaluation des IDG des Kantons Zürich (Dezember 2012) 
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2.2 Durchführung der Online-Befragung und Datenplausibilisierung 

Die öffentlichen Organe wurden am 27. September 2016 per E-Mail angeschrieben und mittels 

individuellem Benutzernamen und Passwort zur Teilnahme an der Online-Befragung unter 
Berücksichtigung einer fünfwöchigen Antwortfrist bis zum 1. November 2016 eingeladen. Einige 
Tage vor Ablauf der Antwortfrist wurde an alle eingeladenen öffentlichen Organe ein Dankes-/ 

Erinnerungsschreiben versandt. Auf Wunsch einzelner Teilnehmer wurde die Antwortfrist bis zum 
15. November 2016 verlängert.  

Die Teilnahme an der Befragung war freiwillig, und es wurde den öffentlichen Organen Vertraulich-
keit im Umgang mit den Antworten zugesichert. Ausgewiesen werden deshalb nur aggregierte 
Daten, welche keine Rückschlüsse auf einzelne Teilnehmer zulassen.  

Es wurden logische und inhaltliche Datenplausibilisierungen durchgeführt. Dabei haben sämtliche 
Befragungsteilnehmer die folgenden Plausibilisierungsregeln erfüllt: 

- Anzahl schriftliche Mediengesuche kleiner gleich Total aller schriftlichen Gesuche um In-
formationszugang (Frage 1a, siehe Fragebogen im Anhang) 

- Anzahl teilweise/ganz abgelehnte Gesuche um Informationszugang kleiner gleich Total 
aller schriftlichen Gesuche um Informationszugang (Frage 1b) 

- Höhe der Gebührenangabe bei den Gesuchen mit Kostenfolge ohne extremen Ausreisser 

(Frage 1c) 

- Angaben zu den schriftlichen Gesuchen um Informationszugang (Frage 1a) grösser gleich 
Anzahl Gesuche mit Kostenfolge (Frage 1c) 

Bei weiteren Plausibilisierungen wurden folgenden Fälle als problematisch identifiziert und entweder 
korrigiert oder von den nachfolgenden Auswertungen ausgeschlossen. 

- Die Anzahl Hits war kleiner als die Anzahl Besuche auf der Webseite eines einzelnen Teil-
nehmers. Die ansonsten plausiblen Angaben wurden getauscht.  

- Die Angaben von zwei mittelgrossen Gemeinden mit 2'000 bis 6'000 Einwohnern zur Statis-
tik der Zugangsgesuche wurden als extreme Ausreisser identifiziert und für die Auswertung 

nicht berücksichtigt. Es handelte sich um geschätzte 1'000 respektive 1'720 schriftliche Ge-
suche, welche den Gemeinden im Jahr 2015 gestellt worden sind, weiter um geschätzte 
500 Medienanfragen und um geschätzte 3'500 formlose Anfragen um Informationszugang. 

Der mit den 1'720 schriftlichen Gesuchen ausgewiesene Gesamtbetrag an verrechneten 
Gebühren in der Höhe von 13'700 Franken wurde ebenfalls nicht mit in die Auswertung ein-
bezogen. 

- Die geschätzten Angaben von 10 teilweisen und 5 vollständigen Zugangsverweigerungen 

einer einzelnen mittelgrossen Gemeinde ohne weiteren Angaben zur Gesamtzahl einge-
reichter Gesuche wurden für die Berechnung der Quote der Zugangsverweigerungen eben-

falls aus der Analyse ausgeschlossen, für die Berechnung der Anfechtungsquote aber be-
rücksichtigt. 

- Die Angaben einer kleinen Gemeinde unter 2'000 Einwohnern ohne genaue oder geschätz-
te Anzahl der Gesuche zum Informationszugang, aber mit 66 schriftlichen Gesuchen mit 
Kostenfolge und einem Gesamtbetrag von 1’040 Franken wurden ebenfalls nicht berück-
sichtigt. 

- Bei 239 Antworten zum Beschäftigungsumfang sind insgesamt 41 Fälle als mit hoher 
Wahrscheinlichkeit unzutreffend identifiziert worden. In den meisten Fällen sind Stellenpro-
zente statt Vollzeitäquivalente angegeben worden, was verifiziert und korrigiert werden 

konnte. Dies war der Fall bei einer grossen Gemeinde, 19 mittleren Gemeinden, 12 kleinen 
Gemeinden, 4 kleinen kantonalen Stellen, bei 2 Schulgemeinden und bei einer Bezirksrats-
kanzlei. Bei einem Generalsekretariat, welches den Beschäftigungsumfang der Gesamtdi-

rektion eingetragen hat, wurde die Angabe korrigiert und der effektive Beschäftigungsum-
fang aus dem Geschäftsbericht 2015 des Regierungsrates übernommen.  
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2.3 Durchführung der Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen 

Organe 

Die Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen Organe wurde auf der Basis eines 
vorgängig verabschiedeten Erhebungskonzepts durchgeführt. Ausgehend vom Erhebungskonzept 
wurde eine «Recherche-Anleitung» entwickelt, in einer Testphase auf ihre Praxistauglichkeit geprüft 

und in einer definitiven Version fertiggestellt. Die Bestandesaufnahme der Webseiten wurde vom 
22. September 2016 bis zum 24. November 2016 durchgeführt. Die Regeln für die Bestandesauf-
nahme werden in Tabelle 1 wiedergegeben. Pro Thema wurde eine maximale Suchdauer definiert. 

Wurde in dieser Zeit der definierte Sachverhalt nicht gefunden, wurde dieser als nicht vorhanden 
deklariert. 

Tabelle 1 Beschreibung der Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen Organe 

 

Nr. Beschreibung Bestandesaufnahme Mögliches Resultat Aufwand 

1 Aufbau: Informationen zu seinem Aufbau 

(z.B. Organigramm) 

Informationen zum Aufbau gefunden:  

- Ja/Nein, falls ja: Link angeben 

5 Minuten 

2 Zuständigkeiten: Namen im Organigramm 

oder Zuständigkeiten für bestimmte Abteilun-
gen oder Dienstleistungen auf der Webseite 

Mindestens einzelne Namen im Organigramm 

gefunden oder Zuständigkeiten angegeben für 
bestimmte Abteilungen oder Dienstleistungen: 

- Ja/Nein, falls ja: Link angeben 

 

3 Kontaktangaben für Erstkontakt: Kontakt-

formular, Telefonnummer oder E-Mail-
Adresse 

Kontaktangaben für Erstkontakt gefunden:  

- Ja/Nein, falls ja: Link angeben 

 

4 Anzahl Mitteilungen im Jahr 2015             

(alternativ 1 Jahr zurück ab aktuellem Datum, 
wenn Jahr 2015 nicht mehr vollständig aufge-
listet wird --> als Kommentar erwähnen) 

Blogbeiträge, Newsletter, Jahresberichte 

und ähnliche Informationsträger sind mitzu-
zählen! 

Mitteilungen für Öffentlichkeit gefunden:  

- Anzahl Mitteilungen 

- genau/geschätzt/Zählung nicht mög-
lich/Mitteilungen nicht gefunden 

- Link angeben, falls Resultat erhalten 

4 Minuten 

5 Hinweise auf Öffentlichkeitsprinzip: 
- explizite Nennung des Öffentlichkeitsprin-

zips oder 
- implizite Hinweise auf Umstand, dass 

Informationen der öffentlichen Stelle grund-
sätzlich öffentlich zugänglich sind 
a) Suche auf der Einstiegsseite 
b) Suche auf einer tieferen Ebene 
c) Suche mittels Suchfunktion  
Suchbegriffe:   
 - Informationszugang  
 - Öffentlichkeitsprinzip 
 - IDG 
 - Gesuch 
 - öffentlich 

- Begriff «Öffentlichkeitsprinzip» gefunden   

oder                                                                       
- impliziter Hinweis auf Öffentlichkeitsprinzip 

gefunden (Beschreibung des öffentlichen 
Zugangs zu Informationen, ohne Begriffsnen-
nung): auf der obersten Ebene/ auf einer tiefe-
ren Ebene/ nur mittels Suchfunktion/Nein 

6 Minuten  

 

6 Suche auf der Webseite inkl. Stichwortsuche 
mit den folgenden Begriffen:  

- Informationsbestände 
- Verzeichnis 

Verzeichnis der Informationsbestände   
gefunden: 

- Ja/nur mit Stichwortsuche/Nein 
- falls ja: Link angeben 

4 Minuten 
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2.4 Auswertung 

Berechnung der Kennzahlen  

Die Einzeldaten wurden zu Kennzahlen für die verschiedenen Auswertungsgruppen und als Total 

aggregiert. Da nicht alle angeschriebenen öffentlichen Organe an der Befragung teilgenommen 

haben, werden die berechneten Kennzahlen zusammen mit einem 95%-Vertrauensintervall ausge-

wiesen. Dieses Vertrauensintervall bezeichnet die Bandbreite, in welcher die «wahre» Kennzahl 

liegt, wenn sämtliche angeschriebene Teilnehmer den Fragebogen ausgefüllt hätten. 

Die Grösse des Vertrauensintervalls ist in erster Linie abhängig von der Anzahl Antworten. Bei der 

Schätzung von Mittelwerten und Medianen beeinflusst zusätzlich die Streuung der berechneten 

Kennzahl die Bandbreite des Vertrauensintervalls. Bei der Schätzung von Anteilswerten ist es des-

sen Grösse, die die Bandbreite des Vertrauensintervalls beeinflusst: Bei Anteilswerten von 50% fal-

len die Vertrauensintervalle am grössten aus. Je mehr sie gegen 0% respektive 100% tendieren, 

desto kleiner werden sie.  

Für die Berechnung der Vertrauensintervalle wurden die folgenden Tests verwendet 

- Median: Vorzeichentest (parameterfrei) 

- Mittelwert: t-Test mit Endlichkeitskorrektur 

- Anteilswert: exakte hypergeometrische Verteilung mit Endlichkeitskorrektur 

Mit der Berücksichtigung der Endlichkeitskorrektur wird ein Vertrauensintervall berechnet, welches 

sich auf den effektiven Befragtenkreis der 329 öffentlichen Organe beschränkt, und nicht etwa auf 

eine beliebig grosse Gesamtpopulation. 

Nicht für alle Kennzahlen wurden Vertrauensintervalle angegeben. Beim Beschäftigungsumfang 

beispielsweise interessiert weit weniger die Bandbreite für den «wahren» Mittelwert, der berechnet 

worden wäre, wenn alle öffentlichen Organe geantwortet hätten, als vielmehr der effektive Wertebe-

reich, den die Befragungsteilnehmer angegeben haben. In solchen Fällen wurden statt eines Ver-

trauensintervalles die 10%- und 90%-Quantile angegeben. Diese Quantile definieren die Grenzen 

zu den 10% tiefsten und 10% höchsten Beobachtungen. Das heisst, 80% der mittleren Beobach-

tungen befinden sich innerhalb dieser beiden Schwellenwerte. Damit erhält man eine Vorstellung 

vom Wertebereich ohne die grössten Extremwerte, was unter anderem auch die grafische Darstel-

lung vereinfacht. 

In Abhängigkeit der Streuung der Daten und der gewünschten Aussagen wurden die folgenden 

Kennzahlen berechnet:  

A. Statistische Basiszahlen mit Angabe des Werteumfangs 

- Mittelwert mit 10%- und 90%-Quantilen. Beispiele: 

o Durchschnittliche Anzahl Webseitenbesucher im Jahr 2015 

o Beschäftigungsumfang in Vollzeitäquivalenten (VZÄ) 

o Öffentlichkeitswirkung der öffentlichen Organe 

o Durchschnittliche Anzahl schriftliche Gesuche 

o Durchschnittliche Anzahl formlose Gesuche 

B. Resultate aus der Befragung mit Angabe der Schätzgenauigkeit 

- Median mit 95%-Vertrauensintervall: kontinuierlicher Wert (Frage 8, mittlere Anzahl Mittei-

lungen auf der Webseite im Jahr 2015) 

- Mittelwert mit 95%-Vertrauensintervall: 

o 10-stufige endpunktbezeichnete Antwortskala von «überhaupt nicht wichtig» zu 

«sehr wichtig» (Frage 2, Wichtigkeit einzelner Gesetzesbestimmungen) 

o 7-stufige verbalisierte bipolare Antwortskala von «sehr negativ» bis «sehr positiv» 

(Frage 4, Abwägung Nutzen/Aufwand einzelner Gesetzesbestimmungen) 
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- Anteil zustimmender Antworten respektive Excellencewert, mit 95%-Vertrauensintervall: 6-

stufige endpunktbezeichnete Likertskala von «trifft überhaupt nicht zu» zu «trifft voll und 

ganz zu» (Frage 3, Erfahrungen mit dem Öffentlichkeitsprinzip) beziehungsweise von «sehr 

unzufrieden» bis «sehr zufrieden» (Frage 5, Allgemeine Zufriedenheit).  

Berechnung des Anteils zustimmender Antworten/des Excellencewerts  

Das verwendete Antwortschema für die Beurteilung der Erfahrungen mit dem Öffentlichkeitsprinzip 
(Frage 3) und der Zufriedenheit mit dem Öffentlichkeitsprinzip (Frage 5) basiert also auf einer 6-

stufigen Bewertungsskala, wobei 1 («trifft gar nicht zu», «sehr unzufrieden») die negativste und 6 
(«trifft völlig zu», «sehr zufrieden») die positivste Bewertung darstellt. 

Der Antwortanteil der beiden Bewertungen 5 und 6 wird als Anteil guter und sehr guter Bewertun-
gen, als Anteil der Zustimmenden oder Zufriedenen und bei Zufriedenheitsfragen auch als Excel-

lencewert bezeichnet. Ausserdem bietet der Fragebogen bei jeder Frage die Möglichkeit, mit «keine 

Antwort/weiss nicht» zu antworten. Solche fehlenden Antworten wurden für die Berechnung der 
Excellencewerte nicht miteinbezogen. Die berechneten Zustimmungsanteile basieren also auf dem 
Total der gültigen Antworten.  

 

Durch Zuweisung von Zahlen zu den Antwortkategorien kann der 

Durchschnitt (Mittelwert) berechnet werden. 

 

 1 2 3 4 5 6  

 

trifft über-

haupt nicht 

zu 

    

trifft voll 

und ganz 

zu 

weiss 

nicht/ k. 

Antwort 

-  

 

 Die Anzahl der Zugangsgesuche 

 liegt im Rahmen der Erwartungen. 

Der Aufwand für die Umsetzung ist  

hoch. 

 

 

-  

       Zustimmungsanteil/  
  Excellencewert 

 
      

Total 
gültige Antworten 

 

Interpretation des Excellencewerts 

Die Interpretation des Excellencewerts erfolgt anhand eines vom Statistischen Amt aufgrund lang-

jähriger Erfahrung mit Befragungen im Bereich des Qualitätsmanagements verwendeten Interpreta-
tionsschemas:  

 
Anteil guter und sehr 

guter Antworten       

(«Excellencewert») Interpretation 

< 35% unbefriedigend/tief 

 35% befriedigend/mittel 

 60% gut/hoch 

 85% sehr gut/sehr hoch 
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Interpretation der Wichtigkeit 

Auch für den Mittelwert der Antworten aus Frage 2 über die Wichtigkeit der einzelnen Geset-

zesbestimmungen ist ein Interpretationsschema entwickelt worden, um die Resultate qualitativ 

einzuordnen. Dafür wurde die 10-stufige Antwortskala in vier äquidistante Bereiche eingeteilt. 

Mittelwert Interpretation 

< 3.25 unwichtig 

3.25 eher unwichtig 

5.5 wichtig 

≥ 7.75 sehr wichtig 

 

Definition der Auswertungsgruppen 

Die im Bericht verwendeten Auswertungsgruppen werden in Tabelle 2 beschrieben. 

Tabelle 2 Beschreibung der Auswertungsgruppen 

Kurzbezeichnung Auswertungsgruppe Anzahl 

kleine kantonale 
Stellen 

kantonale Stellen (Amt, Generalsekretariat, Fachstelle, kantonale Behörde, 
öffentlich-rechtliche Anstalt) mit einem Personalbestand von maximal 150 
Vollzeitäquivalenten, gemäss Angaben aus der Befragung 

59 

grosse kantonale 
Stellen 

kantonale Stellen (Amt, Generalsekretariat, Fachstelle, kantonale Behörde, 
öffentlich-rechtliche Anstalt) mit einem Personalbestand von mehr als 150 
Vollzeitäquivalenten, gemäss Angaben aus der Befragung 

23 

kleine Gemeinden politische Gemeinden mit < 2'000 Einwohnern 51 

mittlere Gemeinden politische Gemeinden mit 2'000 - 6'000 Einwohnern 64 

grosse Gemeinden politische Gemeinden mit > 6'000 Einwohnern 53 

Schulgemeinden Schulgemeinden mit mehr als 200 Schülern 61 

Gerichte Gerichte 18 

Total   329 
 

 

Zusätzlich gebildete Teilnehmerkategorien 

Um gewisse Fragestellungen nicht nur nach den verschiedenen Auswertungsgruppen auszuwerten, 
sondern nach anderen relevanten Gesichtspunkten, wurden zusätzliche Kategorien gebildet, wel-

che aus den Erhebungsdaten heraus definiert wurden und in Tabelle 3 aufgeführt werden. Selbster-
klärende Teilnehmerkategorien, wie z.B. der Sachverhalt, ob ein Verzeichnis der Informationsbe-
stände auf der Webseite publiziert ist oder nicht, werden hier nicht extra aufgeführt. 

Tabelle 3 Für die differenzierte Auswertung gebildete Teilnehmerkategorien 

Teilnehmergruppe Kategorie Kriterium 

 Anfragehäufigkeit tief bis 3 schriftliche (90%-Quantil) und bis 10 formlose 
Gesuche (90%-Quantil) 

  

hoch mehr als 3 schriftliche oder mehr als 10 formlose  
Gesuche 

Öffentlichkeitswirkung klein bis 1716 Besuche/VZÄ (50%-Quantil) 

  
gross mehr als 1716 Besuche/VZÄ (50%-Quantil) 

Umsetzungsaufwand tief Antwortoptionen: 1-4 

  hoch Antwortoptionen: 5-6 

Allgemeiner Zugang  geht nicht zu weit Antwortoptionen: 1-4 

  geht zu weit Antwortoptionen: 5-6 
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3 Verlauf der Online-Befragung und Rücklauf 

Die Befragung wurde während acht Wochen vom 27. September bis zum 24. November 2016 
durchgeführt. Insgesamt wurden 329 öffentliche Organe angeschrieben, wovon 253 den Fragebo-

gen ausgefüllt haben. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 77%, was angesichts der heteroge-
nen Erhebungsgruppen als gutes Resultat bezeichnet werden kann. 103 respektive 41% aller Teil-
nehmer haben den Fragebogen nach dem Versand des Dankes-/Erinnerungsschreiben am 24. Ok-

tober 2016 ausgefüllt (Abbildung 1). Als Antwortfrist wurde der 1. November 2016 angegeben. Die 
Rücklaufquoten nach Auswertungsgruppen sind in Abbildung 2 wiedergegen. 

Abbildung 1 Abgeschlossene Fragebögen während der Erhebungsphase. Das Dankes-/Erinne-

rungsschreiben wurde am 24. Oktober 2016 verschickt. 

 

Abbildung 2 Rücklaufquoten, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. Der durchschnittliche 

Rücklauf beträgt 77%. N = 329 
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Statistische Basisdaten  

4 Statistische Basisdaten 

Nachfolgend werden die Basisdaten aufgeführt, welche aus der Bestandesaufnahme der Webseiten 
und der Online-Befragung stammen.  

Besuchsfrequenzen auf der Webseite der öffentlichen Organe 

Die Besuchsfrequenzen auf der Webseite der öffentlichen Organe unterscheiden sich abhängig von 
der untersuchten Auswertungsgruppe (Abbildung 3). Nur knapp ein Viertel aller Befragungsteilneh-

mer konnte detaillierte Angaben dazu machen, wie die Zählung der Anzahl Besuche auf ihrer Web-
seite zu Stande gekommen ist. Gemäss diesen Angaben haben 9% aller öffentlichen Organe die in-
ternen Zugriffe und die Zugriffe über Suchroboter gezielt weggezählt (Abbildung 4). 

 

Abbildung 3 Durchschnittliche Anzahl Besuche im Jahr 2015 mit 10%- und 90%-Quantilen, Aus-

wertungsgruppen absteigend sortiert. N = 138 

 

Lesehilfe für den angegebenen Quantilbereich:  
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Die Anzahl Besuche auf der Webseite liegt bei 80% der gros-

sen kantonalen Stellen innerhalb des Wertebereichs von 

94'000 bis 2'376'000 (blaue Linie). Bei 10% der grossen kan-

tonalen Stellen liegt dieser Wert unterhalb des 10%-Quantils 

von 94'000 Besuchen und bei weiteren 10% oberhalb des 

90%-Quantils von 2'376'000 Besuchen. Bei einer Gesamtzahl 

von 16 Antworten sind es jeweils 2 grosse kantonale Stellen, 

die sich unterhalb respektive oberhalb des angegebenen 

Wertebereichs befinden. 
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Abbildung 4 Qualität der Angaben zur den Besuchsfrequenzen auf der eigenen Webseite, Anzahl 

öffentliche Organe, absolute und relative Werte. N = 253 

 

 

Beschäftigungsumfang der öffentlichen Organe 

Bei der Berechnung des Beschäftigungsumfangs (Abbildung 5) wurden die Lehrpersonen den 
Schulen und nicht den koordinierenden kantonalen Ämtern zugeteilt.  

 

Abbildung 5 Mittelwert des Beschäftigungsumfangs der öffentlichen Organe in Vollzeitäquivalen-

ten (VZÄ) mit 10%- und 90%-Quantilen, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. VZÄ: Vollzeit-
äquivalente. N = 239 
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Öffentlichkeitswirkung der öffentlichen Organe 

Mit der Öffentlichkeitswirkung wurde eine Bezugsgrösse gebildet, welche sich als Anzahl Besuche 

auf der Webseite des öffentlichen Organs, in Abhängigkeit seiner Grösse, gemessen als Beschäfti-
gungsumfang in Vollzeitstellen, beschreibt (Abbildung 6).  

 

Abbildung 6 Mittelwert der Öffentlichkeitswirkung der öffentlichen Organe (Anzahl Besuche Web-

seite 2015 / Vollzeitäquivalente per 31.12.2015), mit 10% und 90%-Quantilen, Auswertungsgruppen 
absteigend sortiert. N = 133 

 

 

Lesehilfe: Bei den kleinen kantonalen Stellen liegt das 90%-Quantil mit 7'650 Besuchen pro Voll-

zeitäquivalent unterhalb des Mittelwerts, was mit einem einzigen Ausreisser, der eine sehr hohe 
Öffentlichkeitswirkung hat, zusammenhängt. 
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5 Resultate 

5.1 Aktive Information der Öffentlichkeit  

Gesetzliche Bestimmungen 

- § 14 Abs. 1 IDG: Das öffentliche Organ informiert von sich aus über seine Tätigkeiten von 
allgemeinem Interesse. 

- § 15 Abs. 1 IDG: Das öffentliche Organ nimmt bei seiner Informationstätigkeit nach Möglich-
keit Rücksicht auf die Bedürfnisse der Medien. 

Umsetzung 

Das öffentliche Organ macht mittels Mitteilungen auf seiner Webseite aktiv auf seine Tätigkeiten 
von allgemeinem Interesse aufmerksam. 

Methode 

Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen Organe 

Resultat 

Am meisten aktuelle Mitteilungen veröffentlicht haben gemäss Bestandesaufnahme im Internet die 
politischen Gemeinden, nämlich zwischen 21 und 68 Mitteilungen innerhalb eines Jahres 
(Abbildung 7). Insgesamt hat die Hälfte aller öffentlichen Organe mehr als 16 Mitteilungen veröffent-

licht. Auch im Verhältnis zum Besucheraufkommen auf der Webseite (Abbildung 8) veröffentlichten 
die politischen Gemeinden am häufigsten. Die Statistik ist für die Gerichte wenig aussagekräftig, 
weil nur in 4 Fällen Mitteilungen gezählt worden sind. Sie wurden deshalb in Abbildung 8 nicht aus-
gewiesen, im Gesamttotal aber mitgezählt. 

Ein Problem bei der Bestandesaufnahme war unter anderem der Sachverhalt, dass bei vielen öf-
fentlichen Organen die Mitteilungen aus dem Jahr 2015 bereits wieder gelöscht waren. Um den-
noch ein aussagekräftiges Bild über die Publikationsaktivität zu erhalten, wurde in diesen Fällen die 

Anzahl Mitteilungen ein Jahr zurück ab aktuellem Aufnahmedatum erhoben. Ebenfalls aufgefallen 
sind in vielen Fällen fehlende Mitteilungsarchive oder Archive, die nicht mehr alle publizierten Mittei-
lungen enthielten. 

Abbildung 7 Mittlere Anzahl Mitteilungen (Median) im Jahr 2015 auf der Webseite der öffentlichen 

Organe mit 95%-Vertrauensintervallen, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 329 
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Resultate  

Abbildung 8 Mittlere Anzahl Mitteilungen im Jahr 2015 pro 10'000 Besuchen auf der Webseite der 

öffentlichen Organe (Median) mit 95%-Vertrauensintervallen, Auswertungsgruppen absteigend sor-
tiert.  N = 329 

 

Lesehilfe: Der Median über alle öffentlichen Organe liegt bei 2.3 Mitteilungen pro 10'000 Websei-

ten-Besuchen im Jahr 2015. 

 

5.2 Organisation und Kontaktangaben des öffentlichen Organs  

Gesetzliche Bestimmung 

§ 14 Abs. 2 IDG: «Es stellt Informationen über seinen Aufbau, seine Zuständigkeiten und über 
Ansprechpersonen zur Verfügung.» 

Umsetzung 

Die Informationen sind auf der Webseite des öffentlichen Organs veröffentlicht.  

Methode 

Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen Organe 

Kennzahlen 
Anteil der öffentlichen Organe, nach Auswertungsgruppen, mit  

a) Informationen zu ihrem Aufbau 

b) Angaben zu den Zuständigkeiten 

c) Kontaktangaben für Erstkontakt (telefonisch/E-Mail) 

Resultat 

Die Informationen zum Aufbau (Abbildung 9), zu den Zuständigkeiten (Abbildung 10) und die Anga-

ben für den Erstkontakt (Abbildung 11) sind bei praktisch allen untersuchten öffentlichen Organen 
auf der Webseite vorhanden. 
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

Abbildung 9 Anteil der öffentlichen Organe mit Informationen zum Aufbau auf ihrer Webseite, 

Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 329 

  

Abbildung 10 Anteil der öffentlichen Organe mit Angaben zu den Zuständigkeiten auf ihrer Web-

seite, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 329 
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Resultate  

Abbildung 11 Anteil der öffentlichen Organe mit Kontaktangaben für den Erstkontakt (telefonisch/ 

E-Mail) auf ihrer Webseite, nach Auswertungsgruppen. N = 329 
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

5.3 Recht auf Informationszugang: Information der Bevölkerung über das 

Öffentlichkeitsprinzip 

Gesetzliche Bestimmung 

§ 20 Abs. 1 IDG: «Jede Person hat Anspruch auf Zugang zu den bei einem öffentlichen Organ vor-
handenen Informationen.» 

Umsetzung 

Das öffentliche Organ hat Informationen zum Öffentlichkeitsprinzip und Informationszugang im In-
ternet veröffentlicht. 

Methode 

Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen Organe 

Kennzahl 

Anteil der öffentlichen Organe, welche Informationen zum Öffentlichkeitsprinzip und Informationszu-
gang im Internet veröffentlicht haben, nach Auswertungsgruppen 

Resultate 

Lediglich jedes achte öffentliche Organ hat Informationen zum Öffentlichkeitsprinzip und Informati-
onszugang im Internet veröffentlicht, wobei zwischen den Auswertungsgruppen grosse Unterschie-
de beobachtet werden können (Abbildung 12). 

 

Abbildung 12 Anteil der öffentlichen Organe, welche Informationen zum Öffentlichkeitsprinzip 

und Informationszugang im Internet veröffentlich haben, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. 
N = 329 
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Resultate  

5.4 Verzeichnis über Informationsbestände  

Gesetzliche Bestimmung 

§ 14 Abs. 4 IDG: «Es macht ein Verzeichnis seiner Informationsbestände und deren Zwecke öffent-
lich zugänglich. Es kennzeichnet Informationsbestände, die Personendaten enthalten.» 

Umsetzung 

Das öffentliche Organ hat das Verzeichnis seiner Informationsbestände auf seiner Webseite veröf-
fentlicht. 

Methode 

Bestandesaufnahme auf den Webseiten der öffentlichen Organe 

Kennzahlen 

Anteil der öffentlichen Organe mit Verzeichnis der Informationsbestände, nach Auswertungsgruppen 

Resultate 

Bezüglich der Veröffentlichung der Informationsbestände im Internet gibt es deutliche Unterschiede 
zwischen den kantonalen und kommunalen Stellen (Abbildung 13). Während bei kleinen kantonalen 

Stellen 69% aller untersuchten öffentlichen Organe und bei den grossen kantonalen Stellen mit 
48% fast die Hälfte ein entsprechendes Verzeichnis im Internet pflegen, sind es bei den politischen 
Gemeinden, den Schulgemeinden und den Gerichten maximal 15% innerhalb der Auswertungs-
gruppen. 

 

Abbildung 13 Anteil der öffentlichen Organe, welche ein Verzeichnis ihrer Informationsbestände 

im Internet veröffentlich haben, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 329 
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

5.5 Informationszugang wird beansprucht 

Gesetzliche Bestimmung 

§ 20 Abs. 1 IDG: «Jede Person hat Anspruch auf Zugang zu den bei einem öffentlichen Organ vor-
handenen Informationen.» 

Befragung 

Frage 1a: Gemäss § 20 Abs. 1 IDG hat jede Person das Recht auf Zugang zu den bei einem öffent-
lichen Organ vorhandenen Informationen und kann ein Gesuch zur Einsichtnahme stellen («Öffent-
lichkeitsprinzip»). Wie viele Gesuche sind im gesamten Jahr 2015 an Ihre Organisationseinheit ein-
gereicht worden? 

Kennzahlen 

- Mittlere Anzahl Gesuche pro öffentlichem Organ, nach Auswertungsgruppen (Abbildung 14 

für schriftliche Gesuche und Abbildung 15 für formlose Gesuche) 

- Anteil der öffentlichen Organe: ohne Zugangsgesuche, mit 1 bis 2, 3 bis 10 und mehr als 10 
Zugangsgesuchen (Abbildung 16) 

- Zusammensetzung der Gesuchsarten (schriftliche und formlose Gesuche, Abbildung 17) 

- Erfassungsqualität bei schriftlichen (Abbildung 19) und formlosen Gesuchen (Abbildung 20), 
nach Auswertungsgruppen  

Resultate 

Durchschnittlich erhielt ein öffentliches Organ im Jahr 2015 5,8 schriftliche Gesuche um Informa-
tionszugang. Die Verteilung der eingegangenen Gesuche ist sehr ungleich verteilt. Grosse kantona-

le Stellen haben mit mehr als 40 schriftlichen Gesuchen den höchsten Wert zu verzeichnen 
(Abbildung 14). Formlose Gesuche erhielt ein öffentliches Organ im Schnitt 12,8 Mal und damit rund 
doppelt so häufig wie schriftliche Gesuche (Abbildung 15). 

Abbildung 14 Durchschnittliche Anzahl schriftliche Gesuche (Mittelwert, genaue Angaben und 

Schätzungen) mit 10%- und 90%-Quantilen, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 237 
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Resultate  

Abbildung 15 Durchschnittliche Anzahl formloser Gesuche (Mittelwert, genaue Angaben und 

Schätzungen) mit 10%- und 90%-Quantilen, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 220 

  

 

Rund 64% aller öffentlichen Organe erhielten im Jahr 2015 keine schriftlichen Gesuche um Informa-
tionszugang (Abbildung 16). Fast gleich viele, nämlich 56%, erhielten keine formlosen Gesuche. 

Gemäss Abbildung 17 waren rund zwei Drittel aller gestellten Gesuche um Informationszugang 
formloser Art. 

 

Abbildung 16 Kategorisierung der Anzahl Gesuche um Informationszugang (Total geschätzte und 

genaue Angaben). N = 253 
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

Abbildung 17 Zusammensetzung der Gesuchsarten, differenziert nach genauer Angabe, Schät-

zung und Total. N = Anzahl Gesuche 

 

Mediengesuche 

Der Anteil der Mediengesuche am Total der eingereichten schriftlichen Gesuche um Informationszu-
gang beträgt 39% (Abbildung 18). 

Erfassungsqualität bei schriftlichen und formlosen Gesuchen 

In Abbildung 19 und Abbildung 20 wird die Erfassungsqualität für schriftliche und formlose Zugangs-

gesuche nach Auswertungsgruppen differenziert ausgewiesen. Demnach konnten rund 6% aller 
öffentlichen Organe keine Angabe zur Zahl der schriftlichen Zugangsgesuche machen.  

Bezüglich der formlosen Zugangsgesuche waren lediglich 13% der antwortenden öffentlichen Or-

gane nicht in der Lage, eine Angabe zu machen (Abbildung 20). Weitere 62% haben die Zahl der 

formlos gestellten Gesuche im Jahr 2015 genau und die restlichen 25% als Schätzung angegeben. 
Die Qualität der Angaben unterscheiden sich zwischen den Auswertungsgruppen stark. So haben 

acht der zehn teilnehmenden Gerichte eine Schätzung vorgenommen. Im Gegensatz dazu waren 
sich kleine Gemeinden bei der Angabe der formlosen Zugangsgesuche viel sicherer (87%). 

Abbildung 18 Total schriftlich eingereichte Gesuche um Informationszugang und Medienanteil. 

Anzahl öffentliche Organe: N = 233 

 

36% 32% 33%

64%

68% 67%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

genaue Angabe
(N = 642)

Schätzung
(N = 3529)

Total
(N = 4171)

A
n
te

il 
G

e
s
u
c
h
e

schriftliche Gesuche formlose Gesuche

1'356

532
(39%)

0

200

400

600

800

1'000

1'200

1'400

schriftliche

Gesuche Total

(N = 233)

schriftliche

Mediengesuche

(N = 233)

A
n
z
a
h
l 

e
in

g
e
re

ic
h
te

 
G

e
s
u
c
h
e

 

 



 

Seite 25 / 63 

 

Resultate  

Abbildung 19 Qualität der Erfassung der schriftlichen Zugangsgesuche nach Auswertungsgrup-

pen und Total, absteigend sortiert nach Anteil «genaue Angabe». N = 253 

 

Abbildung 20 Qualität der Erfassung der formlosen Zugangsgesuche nach Auswertungsgruppen 

und Total, absteigend sortiert nach Anteil «genaue Angabe». N = 253 

 

 

 

 

 

 

3% 2%
14%

9%
5%

10% 6%
3% 12%

6%
11%

20%

23%

60%

13%

95%
87%

80% 80% 80%
72%

30%

80%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

kleine
Gemeinden

(N = 38)

kleine
kantonale

Stellen
(N = 52)

mittlere
Gemeinden

(N = 50)

Schul-
gemeinden

(N = 44)

grosse
kantonale

Stellen
(N = 20)

grosse
Gemeinden

(N = 39)

Gerichte
(N = 10)

Total
(N = 253)

E
rf

a
s
s
u
n
g
 d

e
r 

s
c
h
ri
ft
lic

h
e
n
 Z

u
g
a
n
g
s
g
e
s
u
c
h

e

keine Angabe möglich Schätzung genaue Angabe

3%

20%
16%

10% 10%
15%

10% 13%
11%

9% 16% 30%
36%

35%

80%

25%

87%

70% 68%
60%

54%
50%

10%

62%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

kleine
Gemeinden

(N = 38)

Schul-
gemeinden

(N = 44)

mittlere
Gemeinden

(N = 50)

grosse
kantonale

Stellen
(N = 20)

grosse
Gemeinden

(N = 39)

kleine
kantonale

Stellen
(N = 52)

Gerichte
(N = 10)

Total
(N = 253)

E
rf

a
s
s
u
n
g
 d

e
r 

fo
rm

lo
s
e
n
 Z

u
g
a
n
g
s
g
e
s
u
c
h

e

keine Angabe möglich Schätzung genaue Angabe

 

 



 

Seite 26 / 63 

 

Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

5.6 Zugangsbeschränkung und -Verweigerung, Anfechtung formeller Verfügungen 

Gesetzliche Bestimmung 

§ 23 Abs. 1 IDG: «Das öffentliche Organ verweigert die Bekanntgabe von Informationen ganz oder 
teilweise oder schiebt sie auf, wenn eine rechtliche Bestimmung oder ein überwiegendes öffentli-
ches oder privates Interesse entgegensteht» 

Befragung 

Frage 1b: Wie viele der im Jahr 2015 schriftlich gestellten Gesuche wurden teilweise oder ganz 
abgelehnt (Zugangsbeschränkung oder Zugangsverweigerung mit formeller Verfügung gemäss § 27 
IDG)?  

Kennzahlen 

- Zugangsverweigerungsquote: Anteil teilweise und ganz abgelehnter Gesuche in Bezug 

auf die Anzahl gestellter Gesuche. Es wurden nur die Angaben derjenigen öffentlichen Or-
gane ausgewertet, bei denen sowohl die Zahl der eingegangenen Gesuche als auch die 
beiden Angaben zur Zugangsverweigerung (teilweise und ganz) angegeben wurde. 

- Vergleich der Zugangsverweigerungsquote mit dem Wert aus der Evaluation 20142 

- Anfechtungsquote: Anteil angefochtener Verfügungen am Total aller mit formeller Verfü-
gung eingeschränkten und abgelehnten Gesuche (genaue Angaben und Schätzungen) 

Resultate 

231 von 253 öffentlichen Organen, welche an der Befragung teilgenommen haben, haben Schät-
zungen oder genaue Angaben zur Anzahl der eingegangenen Zugangsgesuche und zur Zugangs-

beschränkung gemacht. Dies entspricht einem Anteil von 91% aller Befragungsteilnehmer. Es fällt 
auf, dass diejenigen öffentlichen Organe, welche die Angaben schätzten, mit 6,1% eine merklich 
tiefere Verweigerungsquote auswiesen als jene, welche genaue Angaben machten und einen Wert 
von 22.8% erreichten (Abbildung 21).  

Betrachtet man diese auf genauen Angaben basierende Zugangsverweigungsquote von rund 23% 
und vergleicht sie mit der entsprechenden Quote aus der Bevölkerungsbefragung des Datenschutz-
beauftragten aus dem Jahr 20142 (29%), so kann man davon ausgehen, dass mindestens zwei 
Dritteln aller schriftlichen Gesuche um Informationszugang uneingeschränkt entsprochen wird.  

Die Anfechtungsquote beträgt 22% (Abbildung 22). Sie ist definiert als Anteil der mittels formeller 
Verfügung teilweise oder vollständig abgelehnter Gesuche, die bei einer höheren Instanz angefoch-
ten wurden. Für die Berechnung wurden genaue Angaben und Schätzungen aufsummiert. Eine 

Unterteilung der Anfechtungsquote in genaue und geschätzte Angaben ist nicht sinnvoll, weil 
einzelne öffentliche Organe die Anzahl abgelehnter Gesuche geschätzt, die Zahl der angefochtenen 
Verfügungen aber genau angegeben haben. 

                                                           
2 Statistisches Amt des Kantons Zürich, Umfrage zum IDG: Sensibilisierung der Bevölkerung 2014 (10. März 2014) 
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Resultate  

Abbildung 21 Quote der Zugangsbeschränkung und -verweigerung. Für die Auswertung wurden 

nur die vollständigen Fälle mit Angaben sowohl zur Zahl der eingereichten schriftlichen Gesuche als 
auch zur Zahl der teilweise und vollständig verweigerten Informationszugänge berücksichtigt.  

 

 

Abbildung 22 Zahl der schriftlichen Gesuche mit Zugangsbeschränkung oder -verweigerung.  
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

Abbildung 23 Zahl der abgelehnten Gesuche um Informationszugang und Zahl der angefochten-

en Entscheide (Total genaue Angaben und Schätzungen). Die Anfechtungsquote beträgt 22%. 
N = 239 

 

 
  

90

20
(22%)

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Total
(öffentliche Organe N = 239)

A
n
z
a
h
l 

G
e
s
u
c
h
e

abgelehnte Gesuche angefochten

 



 

Seite 29 / 63 

 

Resultate  

5.7 Kostenfolge  

Gesetzliche Bestimmung 

§ 29 Abs. 1 IDG: «Das öffentliche Organ erhebt für die Bearbeitung von Gesuchen Privater eine 
Gebühr» 

Befragung 
Frage 1c: Die Bearbeitung eines Gesuchs um Informationszugang ist bei einem geringen Aufwand 

kostenlos. Bei zusätzlichem Aufwand können Gebühren erhoben werden (§ 29 IDG). Wie viele der 

im Jahr 2015 eingereichten schriftlichen Gesuche um Informationszugang wurden kostenlos bear-

beitet, und wie viele Bearbeitungen waren mit Kosten für den Gesuchsteller verbunden?  

Kennzahlen 

- Anteil der Gesuche ohne Kostenfolge am Total aller schriftlichen Gesuche (Abbildung 24) 

- Durchschnittliche Gebühr pro kostenpflichtigem Gesuch (Abbildung 25) 

Resultate 

Bei 12 von insgesamt 692 Gesuchen oder umgerechnet 1.9% der exakt angegebenen schriftlichen 
Gesuche, die bei 208 öffentlichen Organen eingereicht wurden, war der Informationszugang mit 
Kosten verbunden (Abbildung 24).  

Beim mittleren Betrag pro Gesuch mit Kostenfolge wurden nur öffentliche Organe berücksichtigt, 

welche Einnahmen angegeben haben (Abbildung 25). Bei den öffentlichen Organen mit genauen 
Angaben kostete ein verrechnetes Gesuch im Durchschnitt 279 Franken. Die geschätzten Kosten 
pro verrechnetem Gesuch liegen mit 31 Franken weit unter dem exakt angegenen Wert. Dieser 

grosse Unterschied lässt vermuten, dass für kleinere Beträge der Aufwand für die statistische 
Erfassung häufig nicht betrieben wurde.  

Die Angaben einer mittelgrossen Gemeinde zwischen 2'000 und 6'000 Einwohnern mit geschätzten 
870 Gesuchen ohne Kostenfolge, 850 Gesuchen mit Kostenfolgen und 13'700 Franken Gesamtein-
nahmen wurden als Ausreisser interpretiert, welche für die Auswertung nicht berücksichtigt wurden.  

 

Abbildung 24 Anteil der schriftlichen Gesuche mit und ohne Kostenfolge. 
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

Abbildung 25 Gebühren bei kostenpflichtigen Gesuchen um Informationszugang. 
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ches oder privates Interesse entgegensteht» 

Befragung 

Frage 1d: Gemäss § 23 Absatz 1 IDG verweigert das öffentliche Organ die Bekanntgabe von In-
formationen ganz oder teilweise oder schiebt sie auf, wenn eine rechtliche Bestimmung oder ein 
überwiegendes öffentliches oder privates Interesse entgegensteht. Ist diese Interessenabwägung 

aufgrund der bisherigen Erfahrungen mit Zugangsgesuchen in Ihrer Organisationseinheit mit be-
sonderen Problemen behaftet?  

Kennzahlen 

- Anteil der öffentlichen Organe mit besonderen Problemen bei der Interessenabwägung, 
nach Auswertungsgruppen (Abbildung 26) und nach Anfragehäufigkeit (Abbildung 27) 

Resultate 

Für die Auswertung der besonderen Probleme bei der Interessenabwägung wurden nur öffentliche 
Organe berücksichtigt, welche angegeben haben, im Jahr 2015 formlose oder schriftliche Zugangs-
gesuche erhalten zu haben. Insgesamt gab rund jedes achte öffentliche Organ an, dass die Interes-

senabwägung im Rahmen der Bearbeitung von Informationszugangsgesuchen mit besonderen 
Problemen behaftet war (Abbildung 26). Diese Probleme traten ausschliesslich bei kantonalen Stel-
len und grossen Gemeinden ab 6'000 Einwohnern auf. Gemäss Abbildung 27 traten die besonderen 
Probleme bei der Interessenabwägung mit vermehrter Gesuchshäufigkeit tendenziell häufiger auf. 
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Resultate  

Abbildung 26 Anteil der öffentlichen Organe mit besonderen Problemen bei der Interessenabwä-

gung von Gesuchen zu Informationszugang mit 95%-Vertrauensintervallen, Auswertungsgruppen 
absteigend sortiert. Es wurden nur öffentliche Organe berücksichtigt, welche mindestens ein schrift-
liches oder formloses Zugangsgesuch angegeben haben.  

 

Abbildung 27 Anteil der öffentlichen Organe mit besonderen Problemen bei der Interessenabwä-

gung von Gesuchen zu Informationszugang mit 95%-Vertrauensintervall, nach Häufigkeit von In-
formationszugangsgesuchen. 
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Statistisches Amt des Kantons Zürich: Erfüllung der Informationspflicht der öffentlichen Organe 

5.9 Die Meinung der öffentlichen Organe zum Öffentlichkeitsprinzip  

Befragung 

Frage 2: Unter dem Öffentlichkeitsprinzip versteht man einerseits den Anspruch der Öffentlichkeit 
auf Zugang zu Informationen öffentlicher Organe, d.h. zu «amtlichen Dokumenten», soweit nicht 
öffentliche oder private Interessen entgegenstehen; anderseits bedeutet das Öffentlichkeitsprinzip 

das aktive Informieren der öffentlichen Organe über Tätigkeiten, Vorgänge und Entscheide von all-
gemeinem Interesse. Bitte beurteilen Sie die nachfolgenden Aussagen. Für wie wichtig erachten Sie 
auf einer Skala von 1 bis 10 für die Allgemeinheit die folgenden Regelungen?  

Resultat 

Die aktive Information der Öffentlichkeit über Tätigkeiten von allgemeinem Interesse erachten die 
öffentlichen Organe mit 8,4 von 10 möglichen Punkten als wichtigste Regelung für die Allgemeinheit 

(Abbildung 28). Danach folgen unmittelbar der Zugang zu den eigenen Personendaten mit 8,3 

Punkten und mit etwas grösserem Abstand die Informationen zum Aufbau des öffentlichen Organs 
und der allgemeine Zugang zu den Informationen mit 7,3 und 6,7 Punkten. Als etwas weniger wich-

tig erachtet werden der formlose Informationszugang mit 5,0 Punkten und die Publikation eines 
Verzeichnisses der Informationsbestände, die bei einem öffentlichen Organ geführt werden, mit 3,8 
Punkten.  

Abbildung 28 Beurteilung der Wichtigkeit bestimmter Regelungen für die Allgemeinheit aus der 

Sicht der öffentlichen Organe. Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen. 
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Recht der Allgemeinheit auf Transparenz in der öffentlichen Verwaltung (Abbildung 29). Dessen 
Stellung wird allerdings als etwas weniger bedeutend beurteilt als in der Bevölkerung, welche es im 

sehr wichtig

wichtig

8.4 8.3 7.3 6.7 5.0 3.8
0

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

aktive
Information
(N = 248)

Zugang
eigene Daten

(N = 247)

Information
zum Aufbau

(N = 245)

allgemeiner
Zugang

(N = 247)

formloser
Zugang

(N = 244)

publizierte
Informations-

bestände
(N = 239)

W
ic

h
tig

ke
it

 



 

Seite 33 / 63 

 

Resultate  

Jahr 2014 mit 7.7 Punkten auf der ebenfalls 10-stelligen Skala als «sehr wichtig» erachtet hat3. 
Kleine kantonale Stellen erachten den allgemeinen Informationszugang als wichtiger als andere 
öffentliche Organe.  

Bei vermehrten Anfragen auf Informationszugang nimmt die Beurteilung der Wichtigkeit dieses 
Rechts leicht zu (Abbildung 30). 

Abbildung 29 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 2 (i): «Für wie wichtig erach-

ten Sie auf einer Skala von 1 bis 10 für die Allgemeinheit den öffentlichen Zugang zu Informationen, 

die in der Verwaltung vorhanden sind?», Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 247 

 

Abbildung 30 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit des all-

gemeinen Informationszugangs für die Öffentlichkeit, nach Anfragehäufigkeit. N = 233 

 

                                                           
3 Statistisches Amt des Kantons Zürich, Umfrage zum IDG: Sensibilisierung der Bevölkerung 2014 (10. März 2014) 
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5.9.2 Wichtigkeit des Zugangs zu den eigenen Personendaten für die Allgemeinheit 

Befragung 
Frage 2 (ii): Für wie wichtig erachten Sie auf einer Skala von 1 bis 10 für die Allgemeinheit 

den Zugang zu den eigenen Personendaten, die bei einem öffentlichen Organ gespeichert sind? 

Kennzahl 
Mittelwert der Antworten nach Auswertungsgruppen 

Resultat 

Kleine und mittlere Gemeinden erachten den Zugang zu den eigenen Personendaten als wichtig, 
alle anderen Auswertungsgruppen mit Beurteilungen von 8,3 bis 9,2 Punkten sogar als sehr wichtig 
(Abbildung 31).  

Alle Auswertungsgruppen beurteilten den Zugang zu den eigenen Personendaten als wichtigere 
Bestimmung als den allgemeinen Informationszugang (Abbildung 32). Dies ist daran ersichtlich, 
dass alle Auswertungsgruppen oberhalb der Winkelhalbierenden liegen. 

 

Abbildung 31 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 2 (ii): «Für wie wichtig erach-

ten Sie auf einer Skala von 1 bis 10 für die Allgemeinheit den Zugang zu den eigenen Personenda-

ten, die bei einem öffentlichen Organ gespeichert sind?», Auswertungsgruppen absteigend sortiert. 

N = 247 
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Resultate  

Abbildung 32 Gegenüberstellung der Beurteilungen zur Wichtigkeit des Zugangs zu den eigenen 

Personendaten und zur Wichtigkeit des allgemeinen Informationszugangs  
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Abbildung 33 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit des form-

losen Informationszugangs, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 244 

 

 

Abbildung 34 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit des form-

losen Informationszugangs, nach der Häufigkeit schriftlicher Gesuche. N = 229 
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Resultate  

5.9.4 Wichtigkeit der aktiven Information der Öffentlichkeit 

Befragung 
Frage 2 (iv). Für wie wichtig erachten Sie auf einer Skala von 1 bis 10 für die Allgemeinheit 

die aktive Information der Öffentlichkeit durch die öffentlichen Organe über Tätigkeiten von allge-

meinem Interesse? 

Kennzahlen 
Mittelwert der Antworten nach Auswertungsgruppen  

Resultat 
Die aktive Information wird mit 8,4 von zehn möglichen Punkten ausnahmslos von allen Auswer-

tungsgruppen als sehr wichtiges Recht der Allgemeinheit betrachtet (Abbildung 35). Kantonale Stel-

len sowie kleine Gemeinden mit weniger als 2'000 Einwohnern beurteilten die Bedeutung aktiver 

Informationstätigkeit leicht unterdurchschnittlich.  

 

Abbildung 35 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit der akti-

ven Information der Öffentlichkeit über Tätigkeiten von allgemeinem Interesse, Auswertungsgruppen 
absteigend sortiert. N = 248 
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Kennzahlen 
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Resultate 
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Punkten als eher unwichtig erachtet (Abbildung 36). Am positivsten stehen kantonale Organe und 
Gerichte der Regelung gegenüber, tendenziell unterdurchschnittlich wurde sie von den Schulge-

meinden und politischen Gemeinden beurteilt. Ungeachtet dessen, ob sie eine Liste der Informa-
tionsbestände im Internet veröffentlicht haben oder nicht, beurteilten sämtliche öffentlichen Organe 
eine solche Publikation als eher unwichtiges Instrument des Öffentlichkeitsprinzips (Abbildung 37). 

 

Abbildung 36 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit für die 

Allgemeinheit, die Informationsbestände zu publizieren, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. 
N = 239 

 

Abbildung 37 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit für die 

Allgemeinheit, eine Liste von allen bei einem öffentlichen Organ vorhandenen Informationsbestän-
den zu publizieren, nach vorhandenem Verzeichnis im Internet ja/nein. 
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Resultate  

5.9.6 Wichtigkeit, über die Organisation eines öffentlichen Organs zu informieren 

Befragung 
Frage 2 (vi). Für wie wichtig erachten Sie auf einer Skala von 1 bis 10 für die Allgemeinheit 

die Publikation von Informationen zum Aufbau, den Zuständigkeiten und über Ansprechpersonen 

auf der Webseite der öffentlichen Organe? 

Kennzahlen 
Mittelwert der Antworten nach Auswertungsgruppen 

Resultate 
Schulgemeinden, kantonale Stellen und Gerichte erachten die Veröffentlichung von Informationen 

über den Aufbau und Zuständigkeiten eines öffentlichen Organs und die Angabe von Kontaktinfor-

mationen und Ansprechpersonen mit 7,6 bis 8,4 von 10 Punkten als sehr wichtig für die Allgemein-

heit (Abbildung 38). Politische Gemeinden beurteilen dieses Recht im Gegensatz dazu tendenziell 

unterdurchschnittlich, mit 5,8 bis 7,1 von 10 Punkten aber immer noch als wichtige Bestimmung. 

 

Abbildung 38 Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der Wichtigkeit für die 

Allgemeinheit, Informationen über den Aufbau, die Zuständigkeiten und Ansprechpersonen zu pub-
lizieren, Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 245 
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5.10 Die Erfahrungen der öffentlichen Organe mit dem Öffentlichkeitsprinzip  

Befragung 

Frage 3a: Welche Erfahrungen haben Sie in Ihrer Organisationseinheit mit dem Öffentlichkeitsprin-
zip seit dem Inkrafttreten gemacht? Bitte beurteilen Sie die nachfolgenden Aussagen.  

Kennzahlen 
Mittelwert der Antworten  

Resultat 

Abbildung 39 zeigt die Resultate zu den Erfahrungen und Meinungen der öffentlichen Organe im 
Umgang mit dem Öffentlichkeitsprinzip. Mit Zustimmungsanteilen von 52% bis 61% verhältnismäs-
sig tief ausgefallen sind die Fragen zum unproblematischen Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips, zum 

erwarteten Ausmass des Gesuchseingangs und zur Verfügbarkeit von ausreichenden Ressourcen 

zur Beantwortung der Gesuche um Informationszugang. 39% aller öffentlichen Organe würden spe-
zifische Vollzugshilfen begrüssen und 37% finden das Angebot der Koordinationsstelle IDG 

(KS IDG) wichtig für den Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips. Weiter findet eine Minderheit von 21%, 
dass das allgemeine Recht auf Informationszugang bei den öffentlichen Organen zu weit geht, und 
19% beurteilen den Umsetzungsaufwand als hoch. 

 

Abbildung 39 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zu den Erfahrun-

gen mit dem Öffentlichkeitsprinzip, absteigend sortiert. 
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- Anteil zustimmender Antworten nach Anfragehäufigkeit 
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Resultate  

Resultate 

Die Mehrheit der öffentlichen Organe bezeichnet die Anzahl der Zugangsgesuche als im Rahmen 

der Erwartungen (Abbildung 40). Bei den grossen Gemeinden ist es mit 47% allerdings nur noch 
knapp die Hälfte aller Antwortenden. Das Zahl der Gesuche um Informationszugang, die im Jahr 
2015 eingegangen sind, hatte offensichtlich keinen Einfluss auf die Beurteilung, ob das Ausmass 

der Gesuche im Rahmen der Erwartungen liegt (Abbildung 41). Dagegen wurde das Ausmass der 
Zugangsgesuche dort häufiger als unerwartet bezeichnet, wo die Ressourcen für deren Beantwor-
tung fehlten. 

 

Abbildung 40 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (i): 

«Die Anzahl der Zugangsgesuche liegt im Rahmen der Erwartungen», Auswertungsgruppen abstei-

gend sortiert. N = 218 
 

 

Abbildung 41 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (i): 

«Die Anzahl der Zugangsgesuche liegt im Rahmen der Erwartungen», nach Anfragehäufigkeit und 
Einschätzung, ob die Ressourcen für die Beantwortung der Zugangsgesuche zur Verfügung stehen.   
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5.10.2 Aufwand für die Umsetzung 

Befragung 
Frage 3a (ii). Der Aufwand für die Umsetzung ist hoch. 

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen  

- Anteil zustimmender Antworten nach Anfragehäufigkeit 

Resultate 

Die öffentlichen Organe beurteilen den Aufwand für die Umsetzung des Öffentlichkeitsprinzips ins-

gesamt als klein (Abbildung 42). Lediglich grosse kantonale Stellen wähnen sich mit einem etwas 
grösseren Umsetzungsaufwand konfrontiert.  

Öffentliche Organe mit mehr als 10 formlosen oder mehr als 3 schriftlichen Gesuchen um Informa-
tionszugang im Jahr 2015 bezeichneten den Umsetzungsaufwand als signifikant höher als öffentli-
che Organe mit weniger Zugangsgesuchen (Abbildung 43).  

 

Abbildung 42 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (ii): 

«Der Aufwand für die Umsetzung ist hoch», Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 193 
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Resultate  

Abbildung 43 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (ii): 

«Der Aufwand für die Umsetzung ist hoch», nach Anfragehäufigkeit, N = 183 

 

 

 

5.10.3 Zur Verfügung stehende Ressourcen 

Befragung 

Frage 3a (iii). Es stehen genügend Ressourcen für die Beantwortung der Zugangsgesuche zur 
Verfügung. 

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen 

- Anteil zustimmender Antworten nach Anfragehäufigkeit tief/hoch 

- Anteil zustimmender Antworten nach Beurteilung des Umsetzungsaufwandes (niedrig/hoch) 

Resultate 

Gesamthaft findet nur rund die Hälfte der befragten öffentlichen Organe, dass die Ressourcen für 

die Beantwortung von Zugangsgesuchen vorhanden sind. Am tiefsten ausgefallen ist der Zustim-
mungsanteil in Schulgemeinden und Gerichten mit 40% (Abbildung 44). 

Öffentliche Organe mit «tiefer Anfragehäufigkeit» von bis zu 10 formlosen und 3 schriftlichen 
Anfragen im Jahr 2015 schätzen die zur Verfügung stehenden Ressourcen für die Beantwortung 

der Zugangsgesuche signifikant positiver ein als solche mit mehr Anfragen (Abbildung 45). Noch 
deutlicher tritt der Unterschied bei der Einschätzung des Umsetzungsaufwandes zu Tage: Wird der 
Umsetzungsaufwand als hoch bezeichnet (Antwortoptionen 5 und 6), so werden auch die verfüg-
baren Ressourcen viel kritischer beurteilt. 
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Abbildung 44 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (iii): 

«Es stehen genügend Ressourcen für die Beantwortung der Zugangsgesuche zur Verfügung», 

Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 214 

 

 

 

Abbildung 45 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (iii): 

«Es stehen genügend Ressourcen für die Beantwortung der Zugangsgesuche zur Verfügung», 
nach zwei verschiedenen Teilnehmergruppen. 

 

 

5.10.4 Allgemeines Recht auf Informationszugang 

Befragung 

Frage 3a (iv). Das allgemeine Recht auf Informationszugang bei den öffentlichen Organen geht zu 
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Resultate  

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen (Abbildung 46) 

- Anteil zustimmender Antworten nach Anfragehäufigkeit tief/hoch und nach Beurteilung des 

Umsetzungsaufwandes (niedrig/hoch, Abbildung 47) 

 

Abbildung 46 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (iv): 

«Das allgemeine Recht auf Informationszugang bei den öffentlichen Organen geht zu weit.», Aus-

wertungsgruppen absteigend sortiert. N = 233 

 

 

Abbildung 47 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (iv): 

«Das allgemeine Recht auf Informationszugang bei den öffentlichen Organen geht zu weit.», nach 
zwei verschiedenen Teilnehmergruppen. 
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Resultate 

Das allgemeine Recht auf Informationszugang ist breit akzeptiert (Abbildung 46). Lediglich 21% 

aller öffentlichen Organe sind der Meinung, dass dieses Bürgerrecht zu weit geht. Die Akzeptanz 
hängt kaum mit der (objektiv gemessenen) Anfragehäufigkeit zusammen, aber umso mehr mit der 
(subjektiven) Meinung, ob der Umsetzungsaufwand hoch ist oder nicht (Abbildung 47). 

 

5.10.5 Angebot der Koordinationsstelle IDG 

Befragung 
Frage 3a (v). Das Angebot der Koordinationsstelle IDG der Staatskanzlei (Leitfaden, Schulungen) 

ist für uns wichtig für den Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips. 

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen 

- Anteil zustimmender Antworten nach Publikation der Informationsbestände auf der Webseite 

(ja/nein) 

Resultate 

Die Angebote der Koordinationsstelle IDG der Staatskanzlei sind für 37% der antwortenden öffentli-
chen Stellen wichtig, in erster Linie für Schulgemeinden und grosse politische Gemeinden 

(Abbildung 48). Zudem sind diese Angebote wichtiger für diejenigen öffentlichen Organe, welche 
kein Verzeichnis ihrer Informationsbestände publiziert haben (Abbildung 49).  

 

Abbildung 48 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (v): 

«Das Angebot der Koordinationsstelle IDG der Staatskanzlei (Leitfaden, Schulungen) ist für uns 

wichtig für den Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips.», Auswertungsgruppen absteigend sortiert. 

N = 214 
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Resultate  

Abbildung 49 Excellencewerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (v): «Das Angebot der 

Koordinationsstelle IDG der Staatskanzlei (Leitfaden, Schulungen) ist für uns wichtig für den Vollzug 

des Öffentlichkeitsprinzips.», nach Publikation der Informationsbestände nein/ja. N = 214 

 

 

 

5.10.6 Unterstützung durch Vollzugshilfen 

Befragung 
Frage 3a (vi). Wir würden auf unsere Organisationseinheit zugeschnittene Vollzugshilfen begrüssen 

(z.B. Leitfaden). 

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen 

- Anteil zustimmender Antworten nach Publikation der Informationsbestände auf der Webseite 

(ja/nein) 

Resultate 

Vor allem Schulgemeinden und die politischen Gemeinden würden konkrete Vollzugshilfen begrüs-

sen (Abbildung 50). Kantonale Stellen sind weniger darauf angewiesen und Gerichte wünschen kei-
ne spezifischen Vollzugshilfen. 

Vollzugshilfen werden von öffentlichen Organen, die ihre Informationsbestände nicht publiziert ha-

ben, häufiger gewünscht als von Stellen, die ihre Bestände nicht öffentlich aufgelistet haben 

(Abbildung 51).  
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Abbildung 50 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (vi): 

«Wir würden auf unsere Organisationseinheit zugeschnittene Vollzugshilfen begrüssen (z.B. Leitfa-

den).», Auswertungsgruppen absteigend sortiert. N = 222 

 

 

Abbildung 51 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (vi): 

«Wir würden auf unsere Organisationseinheit zugeschnittene Vollzugshilfen begrüssen (z.B. Leitfa-

den).», nach Publikation der Liste der Informationsbestände im Internet nein/ja, N = 222 
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Resultate  

5.10.7 Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips insgesamt 

Befragung 
Frage 3a (vii). Der Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips erweist sich insgesamt als problemlos. 

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen 

- Anteil zustimmender Antworten nach Anfragehäufigkeit tief/hoch 

- Anteil zustimmender Antworten nach Beurteilung des Umsetzungsaufwandes tief/hoch 

- Anteil zustimmender Antworten nach Vorhandensein der Ressourcen ja/nein 

Resultate 

Eine Mehrheit von 61% der antwortenden öffentlichen Organe ist der Meinung, dass sich der Voll-
zug des Öffentlichkeitsprinzips insgesamt als problemlos erweist (Abbildung 52). 

Die Problematik bei der Umsetzung hängt stark mit dem damit verbundenen Aufwand zusammen 
(Abbildung 53). Wird der Aufwand als tief empfunden (Umsetzungsaufwand) oder ist er tatsächlich 

tief ausgefallen (gemäss Anfragehäufigkeit), so beurteilt eine klare Mehrheit von 70% respektive 
65% der antwortenden öffentlichen Organe auch den Vollzug insgesamt als unproblematisch. Noch 
eindeutiger hängt die Problematik der Umsetzung von den vorhandenen Ressourcen ab: So 

bezeichneten 82% aller öffentlichen Organe die Umsetzung als problemlos, wenn die Ressourcen 
vorhanden waren, gegenüber einem Anteil von 34%, wenn dies nicht der Fall war. 

 

Abbildung 52 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (vii): 

«Der Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips erweist sich insgesamt als problemlos.», Auswertungsgrup-

pen absteigend sortiert. N = 221 
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Abbildung 53 Anteile zustimmender Antworten mit 95%-Vertrauensintervallen zur Frage 3a (vii): 

«Der Vollzug des Öffentlichkeitsprinzips erweist sich insgesamt als problemlos.», für drei verschie-
dene Teilnehmergruppen bezüglich Anfragehäufigkeit, Umsetzungsaufwand und vorhandenen Res-
sourcen. 

 

 

 

 

5.11 Gegenüberstellung von Nutzen und Aufwand 

Befragung 
Frage 4. Bitte beurteilen Sie in einer Gesamtbetrachtung die nachfolgenden Regelungen, indem Sie 

den Nutzen, welcher der Allgemeinheit durch das transparente Handeln der öffentlichen Organe 

entsteht, dem zusätzlichen Aufwand in Ihrer Organisationseinheit gegenüberstellen. 

Kennzahlen 
- Mittelwerte aller Teilfragen 

- Diagramm: Gegenüberstellung der Wichtigkeit der Teilaspekte aus Frage 2 mit Kosten-

Nutzen-Überlegungen aus Frage 4 aufgetragen 

Resultate 
Eher negativ beurteilt werden der formlose Informationszugang und eindeutig negativ die Publikati-

on einer Liste mit den vorhandenen Informationsbeständen (Abbildung 54). Im Gegensatz dazu 

überwiegt aus Sicht der öffentlichen Organe der Nutzen für die Allgemeinheit den zusätzlichen Auf-

wand am klarsten bei der aktiven Information über Tätigkeiten von allgemeinem Interesse mit 1,5 

Punkten, weiter beim Zugang zu den eigenen Personendaten mit 1,2 Punkten und bei der Publika-

tion von Informationen zum Aufbau, zu den Zuständigkeiten und zu den Ansprechpersonen mit 0,9 

Punkten. Auch der voraussetzungslose Zugang zu den bei einem öffentlichen Organ vorhandenen 

Informationen wird mit 0,6 Punkten auf einer Skala von minus 3 bis plus 3 überwiegend positiv 

wahrgenommen.  

Die Gegenüberstellung der Wichtigkeit der einzelnen Bestimmungen mit der Kosten-Nutzenabwä-

gung in Abbildung 55 liefert dieselben Erkenntnisse. 
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Resultate  

Abbildung 54 Abwägung zwischen Nutzen für die Allgemeinheit und Aufwand für die öffentlichen 

Organe, Mittelwerte mit 95%-Vertrauensintervallen absteigend sortiert. 

 

 

Abbildung 55 Gegenüberstellung der Resultate zu den einzelnen Bestimmungen aus Frage 2, 

Wichtigkeit für die Allgemeinheit, und aus Frage 4, Kosten-Nutzen-Abwägung. 
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5.12 Gesamtzufriedenheit mit dem Öffentlichkeitsprinzip 

Befragung 
Frage 5 (i). Wie zufrieden sind Sie ganz allgemein damit, dass das Öffentlichkeitsprinzip im Kanton 

Zürich existiert und gesetzlich verankert ist als Vertreter/in Ihrer Organisationseinheit? 

Kennzahlen 
- Anteil zustimmender Antworten nach Auswertungsgruppen 

- Anteil zustimmender Antworten nach Anfragehäufigkeit tief/hoch 

- Anteil zustimmender Antworten nach Umsetzungsaufwand tief/hoch 

- Anteil zustimmender Antworten nach Beurteilung des allgemeinen Zugangsrechts geht nicht 

zu weit/geht zu weit 

- Anteil zustimmender Antworten nach der Beurteilung, ob die für die Beantwortung der Zu-

gangsgesuche notwendigen Ressourcen vorhanden/nicht vorhanden sind 

Resultate 

Der Anteil der öffentlichen Organe, welche mit dem Öffentlichkeitsprinzip insgesamt zufrieden oder 

sehr zufrieden sind, beträgt 46%, wobei grosse Unterschiede zwischen den verschiedenen Auswer-
tungsgruppen ersichtlich sind (Abbildung 56). Am höchsten ist der Zufriedenheitsanteil bei den 
Gerichten mit 71%, am tiefsten bei den kleinen Gemeinden mit 32%. Aus Abbildung 57 geht hervor, 

dass nicht die objektive Anfragehäufigkeit die grössten Unterschiede in der Gesamtzufriedenheit mit 
dem Öffentlichkeitsprinzip offenbart, sondern der subjektiv eingeschätzte Umsetzungsaufwand und 
ganz besonders die Ansicht zur Frage, ob das allgemeine Recht auf Informationszugang zu weit 

geht, sowie die Einschätzung der zur Verfügung stehenden Ressourcen für die Bearbeitung der 
Zugangsgesuche.  

 

Abbildung 56 Excellencewerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der allgemeinen 

Zufriedenheit der Verwaltung mit dem Öffentlichkeitsprinzip, Auswertungsgruppen absteigend sor-
tiert. N = 223 
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Abbildung 57 Excellencewerte mit 95%-Vertrauensintervallen zur Beurteilung der allgemeinen 

Zufriedenheit der Verwaltung mit dem Öffentlichkeitsprinzip, für vier verschiedene Teilnehmergrup-
pen bezüglich Anfragehäufigkeit, Umsetzungsaufwand, Ansicht zum Informationszugang und vor-
handenen Ressourcen. 

 

Befragung 
Frage 5 (ii). Wie zufrieden sind Sie ganz allgemein damit, dass das Öffentlichkeitsprinzip im Kanton 

Zürich existiert und gesetzlich verankert ist als Privatperson? 

Kennzahlen 
- Diagramm: Gegenüberstellung der Zufriedenheit als Vertretung des öffentlichen Organs mit 

der Zufriedenheit als Privatperson, nach Auswertungsgruppen. 

- Diagramm: Gegenüberstellung der Zufriedenheit als Vertretung des öffentlichen Organs mit 

der Zufriedenheit als Privatperson, nach ausgewählten Teilnehmergruppen. 

Resultat 
Es fällt auf, dass die Befragten als Vertreterinnen und Vertreter der dargestellten Auswertungsgrup-

pen mit dem Öffentlichkeitsprinzip etwas weniger zufrieden sind denn als Privatpersonen 

(Abbildung 58). Bei den kleinen kantonalen Stellen, grossen Gemeinden und Schulgemeinden kann 

diese Diskrepanz 15 bis 16 Prozentpunkte ausmachen, was den horizontalen Abstand zur Diagona-

le betrifft. Über alle öffentlichen Organe beträgt der Unterschied 10 Prozentpunkte (46% gegenüber 

56%).  

Bei der der Gegenüberstellung verschiedener Teilnehmergruppen zeigt sich ausserdem, dass die 

Diskrepanz dort am grössten ist, wo sich die Bestimmungen des Öffentlichkeitsprinzips im berufli-

chen Umfeld spürbar belastend auswirken (Abbildung 59): Bei grosser Anfragehäufigkeit besteht 

eine Differenz von 16 Prozentpunkten zwischen privater und geschäftlicher Zufriedenheit gegen-

über 8 Prozentpunkten bei kleiner Anfragehäufigkeit. Bei fehlenden Ressourcen tritt das Phänomen 

noch stärker hervor: Dort beträgt der Unterschied ebenfalls 16 Prozentpunkten gegenüber lediglich 

5 Prozentpunkten, wenn genügend Ressourcen für die Beantwortung von Zugangsgesuchen vor-

handen sind. Daraus folgt, dass die Zufriedenheit mit dem Öffentlichkeitsprinzip im geschäftlichen 

Umfeld mit zunehmender zeitlicher Beanspruchung des öffentlichen Organs sinkt. Bei den Teilneh-

mergruppen, die unterschieden werden anhand der Akzeptanz des allgemeinen Informationszu-

gangs («Das allgemeine Recht auf Informationszugang bei den öffentlichen Organen geht zu weit») 

und anhand der subjektiven Meinung zur Höhe des Umsetzungsaufwandes, fehlt dieser Effekt.  
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Abbildung 58 Gegenüberstellung der Zufriedenheit mit dem Öffentlichkeitsprinzip als Vertreterin 

oder Vertreter eines öffentlichen Organs und als Privatperson nach Auswertungsgruppen. 

 

Abbildung 59 Gegenüberstellung der Zufriedenheit mit dem Öffentlichkeitsprinzip als Vertreterin 

oder Vertreter eines öffentlichen Organs und als Privatperson, nach Teilnehmergruppen. 
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6 Anhang 

6.1 Fragebogen 
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6.2 Definition Teilnehmerkategorien 

In Tabelle 4 werden die Quantile ausgewählter Basiszahlen für die Bildung der Teilnehmerkategorien 
aufgeführt. 

 

Tabelle 4 Quantile ausgewählter Basiszahlen 

  
Besuchsfrequenz 

Webseite 
Beschäftigungs-

umfang [VZÄ] 
Öffentlichkeits- 

wirkung 

Gesuche um Informationszugang 

  schriftlich von Medien formlos 

Mittelwert 282'849 164 6823 5.8 2.3 12.8 

0% 2'000 1 29 0 0 0 

10% 11'884 3 280 0 0 0 

33% 38'207 14 793 0 0 0 

50% 68'132 29 1’716 0 0 0 

67% 124'925 51 3’135 0 0 1 

90% 502'061 197 9’062 3.4 1.0 10.0 

100% 8'002'402 6’322 222’289 450 350 800 
 

 

6.3 Histogramme ausgewählter Basiszahlen 

 

Abbildung 60 Verteilung der Besuchsfrequenzen auf den Webseiten der öffentlichen Organe. 

N = 138 
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Lesehilfe: Das 50%-Quantil, welches die öffentlichen Organe in zwei gleich grosse Gruppen teilt, 

liegt bei 68'131 Webseiten-Besuchen. Der Übersichtlichkeit halber wurde nur der Wertebereich bis 
200'000 Webseiten-Besuche angezeigt. Der Maximalwert liegt bei 8'002'402 Webseiten-Besuchen. 
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Abbildung 61 Verteilung der Beschäftigung in Vollzeitäquivalenten der öffentlichen Organe. 

N = 239 

 

 

Lesehilfe: Das 50%-Quantil, welches die öffentlichen Organe in zwei gleich grosse Gruppen teilt, 

liegt bei 29 Vollzeitstellen. Der Übersichtlichkeit halber wurde nur der Wertebereich bis 300 Vollzeit-
stellen (93%-Quantil) angezeigt. Der Maximalwert liegt bei 6’322 Vollzeitstellen. 

 

Abbildung 62 Verteilung der Öffentlichkeitswirkung (= Anzahl Besuche auf der Webseite 2015 / 

Anzahl Vollzeitäquivalente) der öffentlichen Organe. N = 133 

 

 

 

Lesehilfe: Das 50%-Quantil, welches die öffentlichen Organe in zwei gleich grosse Gruppen teilt, 

liegt bei 1'716 Besuchen pro Vollzeitstelle. Der Übersichtlichkeit halber wurde nur der Wertebereich 

bis 8’000 Besuche/Vollzeitstelle (88%-Quantil) angezeigt. Der Maximalwert liegt bei rund 222’000 
Besuchen/Vollzeitstelle. 
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Messen – vergleichen – lernen 

Das Statistische Amt führt Kunden-, Personal- und Bevölkerungsbefragungen durch, erfasst die 
Mobilität von Mitarbeitenden, evaluiert Gesetze, befragt Auszubildende und Tagungsteilnehmende. 

Unsere langjährige Erfahrung mit Benchmarking-Projekten erlaubt zuverlässige Vergleiche von 
Kennzahlen zwischen ähnlichen Organisationen. Wir bieten einen hohen methodischen Standard, 
eine kundenorientierte Projektumsetzung und die Möglichkeit für ein komplexes automatisiertes 

Reporting. Unser Angebot richtet sich an die kantonale Verwaltung, öffentlich-rechtliche Anstalten, 
Gemeinden und gemeinnützige Organisationen. 

Erfahren Sie mehr unter www.statistik.zh.ch/befragungen. 

 

 Personalbefragungen – wissend führen 

 Kundenbefragung – Zufriedenheit erhöhen 

 Mobilitätsbefragung – nachhaltig pendeln 

 Benchmarking – vergleichen und dazulernen 

 Tagungen – Feedbacks sinnvoll nutzen 

 Bevölkerungsbefragungen – nachfragen und verstehen 

 

http://www.statistik.zh.ch/befragungen

